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1.Einleitung
Über die Außenpolitik der Bundesrepublik in den sechziger und frühen siebziger Jahren ist bereits viel bekannt und wissenschaftlich gearbeitet worden. Die Außenpolitik der DDR ist hingegen ein eher vernachlässigtes Forschungsgebiet. Diese Arbeit widmet sich  in knapper Form der Außenpolitik der DDR vom Beginn der sechziger Jahre bis hin zur Ablösung Walter Ulbrichts im Mai 1971. Dabei sollen folgende Fragen Gegenstand der Analyse sein:

1. Was waren die strukturellen und ideologische Prinzipien der Außenpolitik der DDR?
2. Wie stark wirkte sich der Einfluss der Sowjetunion auf die DDR- Außenpolitik aus und kann überhaupt von einer selbstständigen Außenpolitik der DDR gesprochen werden? Oder war diese letztlich nur ein Appendix sowjetischer Außenpolitik ?
3. Gab es aufgrund der Isolierung der DDR überhaupt eine von der Sowjetunion in irgendeiner Weise unabhängig betriebene Außenpolitik der DDR ? 
2. Die außenpolitischen Strukturprinzipien der DDR 

Die DDR folgte während der vier Jahrzehnte ihrer Existenz in ihrer Außenpolitik vier  Prinzipien,  die sich einerseits aus der Marxistischen Ideologie ableiten und andererseits  aber auch teilweise aus pragmatischen Erwägungen notwendig wurden. Diese waren:

1. Der Sozialistische Internationalismus

Der Sozialistische Internationalismus beinhaltete solidarische Aktionen gleichberechtigter Zusammenarbeit zwischen sozialistischen Staaten zur gegenseitigen Hilfe, gemeinsamen Verteidigung der Errungenschaften des Sozialismus, Annäherung der sozialistischen Völker und Staaten und der Unterstützung für das „Aufblühen einzelner sozialistischer Nationen ". Das Prinzip des Sozialistischen Internationalismus  war auch seit 1968 im Artikel sechs der Verfassung der DDR festgeschrieben.

Dieses Prinzip definierte die Beziehungen zu den anderen Staaten des Sozialistischen Bündnisses, insbesondere zur Sowjetunion. Aus der Übereinstimmung bei den sozialistischen Eigentumsverhältnissen, der autoritären Staatsform und der Ideologie leitete man die Übereinstimmung der außenpolitischen Interessen als Gesetzmäßigkeit ab und  setzte sie  zur Maxime. Offiziell kennzeichnend für diese Beziehungen neuen Typs waren die gegenseitige Achtung der staatlichen Souveränität und Unabhängigkeit sowie der Gleichberechtigung und der Nichteinmischung in die inneren Angelegenheiten, die kameradschaftliche gegenseitige Hilfe, die brüderliche Zusammenarbeit, die Koordinierung der Außenpolitik und die gemeinsame Verteidigung der sozialistischen Errungenschaften.
 

Somit kann dieses Prinzip als der gemeinsame Nenner des Sozialistischen Blocks bezeichnet werden. Für die DDR, die aufgrund ihrer exponierten Stellung an der Nahtstelle der Systeme stets bemüht war, sich als Musterschüler zu präsentieren und sich auch in besonders starkem Maße der Sowjetunion anlehnte oder ihr sich sogar unterwarf, war der Sozialistische Internationalismus  sicherlich oder zumindest wahrscheinlich das wichtigste Strukturprinzip der Außenpolitik.

2. Die Antiimperialistische Solidarität
Mit dem Prinzip der Antiimperialistischen Solidarität wurden finanzielle, zivile und militärische Unterstützungsmaßnahmen der DDR für sozialistische oder im Umbruch befindliche Entwicklungsländer und vor allem für die nationalen Befreiungsbewegungen in diesen Ländern gerechtfertigt und dann auch durchgeführt.

Die Antiimperialistischen Solidarität  war kennzeichnend für die Außenpolitik der DDR gegenüber den Entwicklungsländern. “Es hatte die Funktion, innerhalb der sich im Rahmen der globalen Systemauseinandersetzung langsam formierenden Dritten Welt Verbündete für das sozialistische Gesellschaftsmodell als einer alternativen Entwicklungskonzeption zum kapitalistischen Weg zu finden.“
 Die DDR engagierte sich besonders stark für die Entwicklungsländer, auch wenn dieses Engagement in der Regel ihre ökonomischen Möglichkeiten überstieg und dies dazu führte, dass oft gemachte Zusagen nicht eingehalten wurden oder konnten. Dieses Prinzip  erhielt  in dem in  dieser Arbeit behandelten Zeitraum  eine besondere strategische Bedeutung, wie im weiteren Verlauf  noch gezeigt werden wird.

3. Die Friedliche Koexistenz

Das Prinzip der "Friedlichen Koexistenz" kann man kurz unter der Formel: "zwischenstaatliche Kooperation bei gleichzeitiger ideologischer Konfrontation" zusammenfassen. Nach Ansicht der DDR ist die UNO eine "Organisation der friedlichen Koexistenz" und die KSZE-Schlussakte ein "Kodex der friedlichen Koexistenz".
4. Der Proletarische Internationalismus 

Die Adressaten dieses vierten Prinzips waren kommunistische Parteien, Parteien in kapitalistischen Staaten und Entwicklungsländern mit sozialistischer Orientierung und auch Befreiungsbewegungen. Inhaltlich ging es dabei um die Unterstützung des "antikapitalistischen Entwicklungsweges" und die Einbindung in die kommunistische Weltbewegung.
 
3. Die Außenpolitik der DDR 1961-1971

Nach den oben erläuterten leitenden ideologischen  Prinzipien der DDR -Außenpolitik wird  in diesem Teil der Arbeit auf die konkrete Außenpolitik der DDR vom Mauerbau im August 1961 bis zur Ablösung Walter Ulbrichts im Mai 1971 eingegangen.  Dabei wird nicht nur die Handlungsweise der DDR beschrieben sondern diese auch aus Sicht verschiedener Autoren kritisch beleuchtet. Von wesentlichem Interesse sind dabei die Beziehungen zu den Entwicklungsländern und den westlichen Staaten, insbesondere zu der BRD. Die Beziehungen zu Ostblockstaaten werden nur am Rande thematisiert.  
3.1 Die Ausgangslage

Nach dem Mauerbau 1961 entstand für die DDR eine paradoxe Situation. Zwar sicherte die Mauer das ökonomische Überleben, weil sie wirksam den Exodus von Arbeitskräften unterband und damit die Grundvoraussetzung zur Überwindung der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Krise schuf, jedoch hatte sie verheerende Auswirkungen auf die ohnehin wenig erfolgreiche Westpolitik, weil die DDR durch sie einen Großteil ihrer Attraktivität einbüßte.
 
Die DDR befand sich am Beginn einer neuen Phase ihrer Außenpolitik. Man verabschiedete sich nun auch offiziell von der Doktrin einer deutschen Wiedervereinigung unter sozialistischen Vorzeichen und propagierte nun die von Chruschtschow aufgestellte Zwei-Staaten-Theorie. Dies bedeutete für die DDR ein Verlassen der Defensive und in der Konsequenz eine entschiedene Bekämpfung des 1955 von der BRD in der Hallstein-Doktrin proklamierten Alleinvertretungsanspruchs. Die Hallstein-Doktrin legte fest, dass jedes Land, welches diplomatische Beziehungen zur BRD unterhalten wollte, keine Beziehungen zur DDR unterhalten durfte. Geschah dies doch, hatte dies den Abbruch oder zumindest das Einfrieren der diplomatischen Beziehungen zur Folge. Zwar wurde die Doktrin nur einmal exekutiert (im Falle von Jugoslawien 1955), allerdings hatte sie dennoch eine enorme abschreckende Wirkung und führte aus Sicht der DDR zu einer weitgehenden internationalen Isolation. Der Fokus der DDR-Außenpolitik zu dieser Zeit war folglich auch die Durchbrechung derselben und die Erlangung der vollen diplomatischen Anerkennung im Westen. Man kann demnach Marianne Howarth beipflichten, wenn sie schreibt, dass „von einer umfassenden Westpolitik der DDR nicht die Rede sein [kann], da sie  sich eindimensional als Anerkennungspolitik verstand.“
 

3.2 Die Annerkennungspolitik der DDR 
Ein wichtiger Ansatzpunkt zur Überwindung der Hallstein-Doktrin boten die in der Endphase der Entkolonialisierung entstehenden Staaten Afrikas. „In Ägypten hatte beispielsweise schon die Suezkrise 1956 die Möglichkeit geboten, eine ägyptische Handelsmission in Ost-Berlin einzurichten; die pro-israelische Politik der Bundesrepublik schuf 1965 die - durch Kreditzusagen an Kairo erleichterte Gelegenheit - nunmehr sogar ein ägyptisches Generalkonsulat in Ost-Berlin zu eröffnen.“
 Ägypten aber, welches geschickt zwischen den Blöcken agierte, widersetzte sich dem drängenden Wunsch der DDR, offizielle Botschaften einzurichten. 
Diese Politik war nicht nur ein vielversprechender realpolitischer Hebel gegen die Hallstein-Doktrin, sondern befand sich auch in Übereinstimmung mit dem Strukturprinzip der antiimperialistischen Solidarität. Insgesamt stellte sich die Situation für die DDR 1963 folgendermaßen dar: Sie unterhielt 13 Botschaften in sozialistischen Staaten, eine Gesandtschaft (Jugoslawien), 7 Generalkonsulate (Burma, Indonesien, Ceylon, Jemen, Kambodscha, Vereinigte Arabische Emirate, Irak), ein Konsulat (Syrien), 11 Handelsvertretungen auf Regierungsebene (ohne Syrien und Vereinigte Arabische Emirate) sowie 15 Vertretungen der Kammer für Außenhandel. Wo keine Vertretungen existierten, bemühte sich die DDR umso intensiver im  vordiplomatischen Raum um Kontakte.
 
In der 1961 gegründeten " Liga für Völkerfreundschaft " koordinierte die DDR ihre Aktivitäten zur Anerkennung in westlichen Staaten. Diese umfassten propagandistische Kampagnen und die Gründung und Finanzierung so genannter nationaler Komitees zur Anerkennung der DDR in den Zielländern.

Einen tatsächlichen Durchbruch erzielte die DDR mit dieser Politik jedoch nicht. Lediglich 1969 erkannten einige arabische Staaten die DDR an. Dies war zwar ein wichtiger Teilerfolg für sie, bedeutete aber immer noch nicht einen wirklichen substantiellen Fortschritt. 
Mitte der sechziger Jahre geriet die DDR erstmals in einen erheblichen Konflikt mit der Sowjetunion und dem gesamten Ostblock. Sie war nicht fähig oder willens, ihre harte Haltung in der deutschen Frage der aufkommenden Entspannung auf internationaler Ebene anzupassen. „Mitte der sechziger Jahre sah sich die DDR aus diesem Grund mit der Gefahr konfrontiert, […] im eigenen Lager isoliert zu werden. Für diese Besorgnis fand die DDR-Führung durchaus reale Anlässe, so den polnischen Vorschlag über das Einfrieren der nuklearen und  thermonuklearen Rüstungen in Europa aus dem Jahre 1964, der aus DDR Sicht ungenügend der Gefahr des Zugangs und der Mitverfügung der BRD über die multilaterale Natostreitmacht entgegenwirkte.“
 
Aus Sicht der DDR gingen auch Gefahren von der Friedensnote (25. März 1966) von Bundeskanzler Ludwig Erhard und Außenminister Gerhard Schröder aus, die der Sowjetunion einen Gewaltverzicht anboten. Ihr Vorschlag stieß in Moskau auf Interesse und führte schließlich zu Verhandlungen, die man in Berlin mit Sorge verfolgte. Dort hielt man einen sowjetischen Gewaltverzicht gegenüber der BRD einerseits und die vertraglich vereinbarten Beistandsverpflichtungen gegenüber der DDR andererseits für unvereinbar.
Die DDR reagierte auf die sich entwickelnde internationale Entspannung sowie die sich verändernde Außenpolitik der BRD, die die Entspannungspolitik in den Vordergrund rückte, paradoxerweise mit entgegengesetzten Aktivitäten, also einer verstärkten Abgrenzung. Diese Analyse bestätigt auch Scholtyseck: „In der Zeit der großen Koalition verschärfte die DDR (…) ihre Abgrenzungspolitik gegenüber der Bundesrepublik und beseitigte durch gesetzliche Maßnahmen und in der neuen „sozialistischen“ Verfassung des Jahres 1968 Zug um Zug die letzten Reste gesamtdeutscher  Orientierung.“
 
Dieses Verhalten erscheint zunächst einmal widersinnig, weil es sich der DDR bietende Chancen  negierte. Es wird jedoch verständlich, wenn man das Selbstverständnis der SED Führung näher beleuchtet. Ulbricht definierte 1962 den historisch-moralischen Alleinvertretungsanspruch der DDR so:    Sie sei zum einen in der Durchführung des Potsdamer Abkommens  „als einziger deutscher Friedenstaat der rechtmäßige deutsche Staat“ und sie sei es zum anderen auf Grund der „geschichtlichen Gesetzmäßigkeit", weil nur die DDR die Interessen der deutschen Nation und nicht die des Kapitals vertrete. 

Die DDR begriff sich also weiterhin als der einzige legitime Nachfolger des untergegangenen Deutschen Reiches, und propagierte darüber hinaus, dass die DDR  der einzige deutsche Friedensstaat ist, welcher sich im scharfen Kontrast zur imperialistischen und militaristischen Bundesrepublik zu bewähren habe. Dies hatte natürlich auch starke Auswirkungen auf die Außenpolitik der DDR. Michael Lemke konstatiert: „Die Außenpolitik der DDR wurde von dem (imaginären) Auftrag gekennzeichnet, mitzuhelfen, den Frieden durch die " Zurückdrängung der imperialistischen Kriegsinteressen“ zu erhalten.
 Dementsprechend hatte die internationale Anerkennung für die DDR oberste Priorität. Dies reichte sogar soweit, dass sie sich nur äußerst widerwillig sowjetischem Druck unterwarf,  ihre Außenpolitik den neuen internationalen Gegebenheiten anzupassen. Dies zeigt, dass die DDR auch willens war, eigene außenpolitische Ziele zu verfolgen, wenn die Sowjetunion dies zuließ. 
Die DDR erlitt in ihrem Streben nach breiter internationaler Anerkennung nicht nur Rückschläge und Niederlagen sondern erzielte mit Unterstützung der Sowjetunion auch Erfolge. […] -Auf einer Konferenz der Warschauer Pakt-Staaten in Warschau vom 8. bis 10. Februar 1967 wurde die im Westen als so genannte Ulbricht-Doktrin bezeichnete Regelung beschlossen, nach der zukünftig die Aufnahme diplomatischer Beziehungen zur Bundesrepublik nicht möglich war, wenn nicht zugleich die DDR und die Oder-Neiße-Grenze anerkannt wurden.“
 Wichtig dabei ist festzuhalten, dass dieser Beschluss nicht in erster Linie auf ostdeutschen Druck hin gefällt worden war, sondern vor allem polnischen und sowjetischen Wünschen entsprach und er dennoch der DDR  sehr gelegen kam. Mit der Ulbricht -Doktrin gelang es ihr, wenn auch nicht mehr für lange Zeit, noch einmal das östliche Staatenbündnis im Sinne ihrer Anerkennungspolitik auf eine Linie zu bringen.
An der strikten Abgrenzungspolitik der DDR änderte sich nach dem Amtsantritt der Regierung Brandt/Scheel  zunächst nichts.  Im Gegenteil, die DDR setzte ihren Kurs  der Anerkennungs- und Abgrenzungspolitik  zunächst weiter fort. Zwar führte die neue Ostpolitik der Bundesrepublik letztendlich zur internationalen Aufwertung der DDR, befriedigte aber nicht die internationalen und diplomatischen Ambitionen der DDR. Die SED lehnte insbesondere die von Willy Brandt in seiner ersten Regierungserklärung am 28.Oktober 1969 aufgestellte These ab, wonach die beiden Deutschen Staaten füreinander nicht Ausland sein. Aus Sicht der DDR bot dieser Ansatz  zuviel Raum für Arrangements und keine Gewähr für die internationale Annerkennung der DDR.
  
Dennoch veränderte der Amtsantritt der Sozialliberalen Koalition die außenpolitische Position der DDR ganz einfach deshalb, weil Moskau seine Position veränderte und die DDR dieser zwangsläufig nachfolgen musste
aufgrund der Abhängigkeit ihrer Außenpolitik von den politischen Zielen der Sowjetunion. Der DDR blieb, auch wenn sie davon am Ende profitierte, nur eine sie unbefriedigende reaktive Rolle. Sie wurde in dieser Phase sogar von den Sowjets in ein für sie sehr unangenehmes Doppelspiel hineinmanövriert. Kaum hatte Ulbricht zwei Tage nach Brandts Regierungserklärung im Politbüro eine neue Westpolitik für die DDR proklamiert, wiesen die Sowjets die SED-Führung umgehend in ihre Schranken. Die UdSSR war nun  aus wirtschaftlichen Gründen selbst an Entspannung interessiert und verlangte nun überraschend von der DDR einen harten Abgrenzungskurs, während man sich selbst als dialogbereite Großmacht anbot. 
Die UdSSR gestattete der DDR erst wieder Nachgiebigkeit in ihrer Außenpolitik, als im Laufe des Jahre 1970 der Abschluss des Vertrages zwischen Bonn und Moskau in greifbare Nähe rückte
. Die DDR brachte dieser totale Schwenk der UdSSR in eine schwierige Verhandlungsposition mit der Bundesrepublik. Letztendlich war sie deswegen auch nicht in der Lage, ihre erst auf Moskauer Druck hin verschärfte Position durchzusetzen, die weitere Schritte der Entspannung von der Anerkennung der DDR abhängig machte. Da die Sowjetunion eine Entspannung zwischen den beiden deutschen Staaten wünschte, musste sie sich aber diesem Wunsch fügen. 
Das in der Folge stattfindende  Erfurter Treffen zwischen Willy Stoph und Willy Brandt  vom 19.03. 1970 war für die SED Führung obendrein ein schwerer Schlag, weil das DDR-Volk mit  Sprechchören Willy Brandt bejubelte und für ihn demonstrierte. Dies zeigte wie stark das Zusammengehörigkeitsgefühl der Deutschen noch immer war und wie wenig die SED und ihr Regime und damit die DDR als Ganzes vom Volk akzeptiert wurde. 
Bemerkenwert ist auch, dass beim Abschluss des Moskauer Vertrages am 12.08.1970 der DDR-Regierung nur  die Rolle des Zuschauers  blieb. Die Sowjets betonten sogar am 20.08. 1970 noch einmal, dass es unter keinen Umständen eine Annäherung zwischen DDR und BRD geben dürfe.
Über den außenpolitischen Kurs der DDR entwickelte sich schließlich ein von der UdSSR instrumentalisierter  Machtkampf innerhalb des Staatsapparates und der Partei und zwar zwischen Ulbricht  und einer Gruppe im Politbüro, die Erich Honecker zum Kronprinzen erhoben hatten . Dieser Machtkampf verhinderte eine wirksame Strategie der DDR im Dreiecksverhältnis Bonn-Ost-Berlin-Moskau. Ulbrichts Position verschlechterte sich dabei zunehmend, weil sein Bestreben die DDR als wirtschaftlichen und ideologischen Musterschüler zu profilieren, im östlichen Bündnis zunehmend auf Ablehnung stieß. Breschnew warnte  die SED am 28.Juni 1970 unmissverständlich, sich den sowjetischen Interessen nicht entgegenzustellen. Gegenüber Honecker stellte er klar: “Erich ich sage Dir offen, vergesse das nie: Die DDR kann ohne uns, ohne die Sowjetunion -  ihre Macht und Stärke- nicht existieren .Ohne uns gibt es keine DDR.“
 Als Ulbricht am 21. August 1970 auf einer gemeinsamen Sitzung der beiden Zentralkommittees  dennoch für einen selbstständigen außenpolitischen Kurs der DDR warb und ausführte:“ Man wolle sich in der Kooperation entwickeln und sei kein Sowjetstaat“
, war das Maß des von der Sowjetführung Geduldeten schließlich überschritten. 
In einem Brief von 13 Politbüromitgliedern der SED an das ZK der KPdSU vom 21.1.1971 wurde verklausuliert festgehalten, dass mit Ulbricht keine außenpolitische Übereinstimmung mehr zu erzielen sei. Es ist aber unklar, ob dies nicht nur nachträglich konstruierte Gründe waren, um den innenpolitisch bereits geschlagenen Ulbricht auch außenpolitisch zu diskreditieren. Sein unfreiwilliger Rücktritt am 5. Mai 1971 war damit unausweichlich.
In der Folgezeit erreichte die DDR schließlich über mehrere  Zwischenstationen bis Ende 1972 ihre de-facto Annerkennung durch die BRD, festgehalten im Grundlagenvertrag vom 21.12. 1972, und damit ihren internationalen Durchbruch. Der hier beschriebene außenpolitische Weg der DDR aus der Isolation wurde also letztendlich dann  doch erfolgreich abgeschlossen.
3.3 Der Sowjetische Einfluss auf die Außenpolitik der DDR 
Der Einfluss der UdSSR auf die Außenpolitik der DDR muss, wie bereits im letzten Abschnitt aufgezeigt wurde, als weitgehend bestimmend eingeschätzt werden. Sie hat über die gesamte Existenzspanne der DDR die gesamte Politik nach Innen wie nach Außen maßgeblich beeinflusst oder sogar dominiert. Der starke Einfluss der UdSSR auf die innere Politik der DDR erfolgte auf der Basis des  oben geschilderten Strukturprinzips des Sozialistischen Internationalismus, also der Übereinstimmung der Ziele der sozialistischen Eigentumsverhältnisse, der Aufbau des Sozialismus generell sowie die Verteidigung der sozialistischen Errungenschaften. Dieses Prinzip wurde bereits 1968 als Artikel sechs in die Verfassung der DDR aufgenommen. In der neuen Verfassung von 1974 wurde dieses schließlich zur  Formel  der unverbrüchlichen Treue zur UdSSR erweitert.

Des Weiteren  strahlte die Anwesenheit tausender Rotarmisten in der DDR natürlich auch nach Innen aus, da sie stets klar machte, von wem die Existenz der DDR entscheidend abhing. 
Nach Außen war die DDR als Mitglied des Warschauer Paktes natürlich umso mehr dem massiven sowjetischen Einfluss unterworfen, weil die Blockkonfrontation und der Kalte Krieg ihre Existenz erst ermöglicht hatten, und ihr überdies aufgrund ihrer Lage an der Nahtstelle der Systemauseinandersetzung eine besondere strategische Bedeutung zukam. Man kann also Kleßmann zustimmen, wenn dieser feststellt:“ [Dass ]die DDR sicher viel stärker als andere sozialistische Staaten ein penetriertes System, das heißt auf verschiedenen Ebenen unmittelbar sowjetisch beeinflusst [war], weil sie für die UdSSR eine besondere politische Bedeutung hatte. Die exponierte politisch-strategische Lage und die starke militärische Präsenz der Sowjetunion mit 20 modernen ausgerüsteten Divisionen schlossen aus, dass die DDR von sowjetischen Interessen abweichende Entscheidungen treffen konnte“.
 Der sowjetische Einfluss  auf die DDR war  also innen- wie außenpolitisch immens und limitierte die außenpolitischen Gestaltungsmöglichkeiten der DDR weitestgehend. Die DDR  konnte nur insoweit außenpolitisch aktiv werden, wie ihre Initiativen die Zustimmung des “Großen Bruders“ Sowjetunion erhielten oder zumindest von ihm geduldet wurden. Vor diesem Hintergrund kann sicher mit einiger Berechtigung die These vertreten werden, die Außenpolitik der DDR sei im Grunde nur ein Anhängsel sowjetischer Außenpolitik gewesen.
4.Fazit 

Die eingangs gestellten Fragen lassen sich aus meiner Sicht wie folgt beantworten:

Von den vier aufgezeigten  strukturellen und  ideologischen Prinzipien bestimmt der Sozialistische Internationalismus am nachhaltigsten die Außenpolitik der DDR  einerseits in ihren Aktivitäten in und mit Entwicklungsländern  und sozialistischen Parteien und andererseits im Verhältnis zur Sowjetunion.

Hinsichtlich der Frage, ob aufgrund des Sowjetischen Einflusses, der, wie   hier aufgezeigt wurde, bestimmend  war, überhaupt von einer selbständigen Außenpolitik die Rede sein kann, fällt eine eindeutige Festlegung meinerseits schwer. Zwar  war die DDR wegen der geschilderten Gegebenheiten eng an die Sowjetunion gebunden, und deshalb verbot sich ein  Handeln gegen die Interessen der Schutzmacht Sowjetunion. Jedoch war die DDR gerade in der Ära Ulbricht mitunter recht selbstbewusst darin, eigene Wege zu gehen und sich eben nicht, auf die Rolle eines von der Sowjetunion dominierten Staates reduzieren zu lassen. Daher meine ich, ist es zulässig, den Schluss zu ziehen, dass innerhalb der eng gesetzten Grenzen des östlichen Blocks von einer  zumindest ansatzweise  selbstständigen Außenpolitik der DDR die Rede sein kann.
Ähnlich verhält es sich mit der Fragestellung, ob angesichts der weitgehenden Isolierung der DDR vor 1972/73 eine selbstständige  Außenpolitik überhaupt möglich war und ausgeübt wurde.  Zwar konnte einerseits eine klassische Außenpolitik mit Botschaftern und offiziellen Kontakten auf Regierungsebene nicht durchgeführt werden, jedoch betrieb die DDR andererseits ab Anfang der 60er Jahre über Handelsvertretungen, Konsulate und Entwicklungshilfe sowie durch  ihr weit verzweigtes Netz von Freundschaftsgesellschaften gewissermaßen “Außenpolitik durch die Hintertür “. Deshalb muss die These, es hätte gar keine Außenpolitik gegenüber westlichen Staaten  und Entwicklungsländern gegeben, abgelehnt werden. Die DDR entwickelte in dieser Zeit im Rahmen ihrer Möglichkeiten sehr wohl ihre wenn auch sehr spezielle Form der Außenpolitik. 
Insgesamt war die DDR aus eigener Kraft jedoch nicht in der Lage ihr Kernziel zu erreichen, d.h. ihre Isolation zu durchbrechen. Ihre Anerkennung war nicht das  Resultat ihrer politischen Anstrengungen  sondern war eine Folge  der globalen Entspannungspolitik.
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